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In der Sitzung vom {14-04-2000}14. April 2000 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments bekannt, dass der {JURI}Ausschuss für Recht und Binnenmarkt die Genehmigung zur Ausarbeitung eines Initiativberichts gemäß Artikel 163 der Geschäftsordnung über die Annäherung des Zivil- und Handelsrechts der Mitgliedstaaten erhalten hat.

Der {JURI}Ausschuss für Recht und Binnenmarkt benannte in seiner Sitzung vom {18-04-2000}18. April 2000 Klaus-Heiner Lehne als Berichterstatter.

Mit Schreiben vom {10-07-2001}11. Juli 2001 übermittelte die Kommission dem Europäischen Parlament ihre Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat zum europäischen Vertragsrecht (KOM(2001) 398 – 2001/2187(COS)).

In der Sitzung vom {27-09-2001} 23. Oktober 2001 gab die Präsidentin des Europäischen Parlaments bekannt, dass sie diese Mitteilung an den {JURI}Ausschuss für Recht und Binnenmarkt als federführenden Ausschuss {JURI}überwiesen hat (C5-0471/2001$$0030).{JURI}
Der Ausschuss prüfte die Mitteilung der Kommission und den Berichtsentwurf in seinen Sitzungen vom 15. Oktober 2001 und 6. November 2001.

In der letztgenannten Sitzung nahm der Ausschuss den Entschließungsantrag mit 23 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 0 Enthaltungen an.

Bei der Abstimmung waren anwesend: Ana Palacio Vallelersundi, Vorsitzende; Willi Rothley und Ward Beysen, stellvertretende Vorsitzende; Klaus-Heiner Lehne, Berichterstatter; Pedro Aparicio Sánchez (in Vertretung von Enrico Boselli gemäß Art. 153 Abs. 2 der Geschäftsordnung), Paolo Bartolozzi, Luis Berenguer Fuster, Maria Berger, Bert Doorn, Janelly Fourtou, Marie-Françoise Garaud, Gerhard Hager, Malcolm Harbour, Heidi Anneli Hautala, The Lord Inglewood, Kurt Lechner, Neil MacCormick, Toine Manders, Luís Marinho, Arlene McCarthy, Manuel Medina Ortega, José María Mendiluce Pereiro (in Vertretung von Carlos Candal gemäß Art. 153 Abs. 2 der Geschäftsordnung), Bill Miller, Diana Wallis, Joachim Wuermeling und Stefano Zappalà.

{JURI}Der Bericht wurde am 6. November 2001 eingereicht.

Die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen wird im Entwurf der Tagesordnung für die Tagung angegeben, auf der der Bericht geprüft wird.

<PgPartieA><SubPage>ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

Entschließung des Europäischen Parlaments über die Annäherung des Zivil- und Handelsrechts der Mitgliedstaaten (KOM(2001) 398 – C5‑0471/2001 – 2001/2187(COS))

Das Europäische Parlament,

<Visa>–
in Kenntnis der Mitteilung der Kommission (KOM(2001) 398 – C5‑0471/2001)
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 26. Mai 1989 zu den Bemühungen um eine Angleichung des Privatrechts der Mitgliedstaaten
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Mai 1994 zur Angleichung bestimmter Bereiche des Privatrechts der Mitgliedstaaten

–
unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Tampere (15./16. Oktober 1999), insbesondere Schlussfolgerung 39,

–
unter Hinweis auf das Arbeitsdokument seiner Generaldirektion Wissenschaft mit dem Titel "Untersuchungen der Privatrechtsordnungen der EU im Hinblick auf Diskriminierungen und die Schaffung eines Europäischen Zivilgesetzbuches"

· gestützt auf Artikel 47(1) seiner Geschäftsordnung,

–
in Kenntnis des Berichts des {JURI}Ausschusses für Recht und Binnenmarkt {JURI}(A5-$$00300384/(STD@_Year2001),

<Action>A.
in der Erwägung, dass die Rechtstraditionen der Völker Europas letztlich mehr Gemeinsamkeiten aufweisen als Unterschiede,

B.
in der Erwägung, dass es diese großen Gemeinsamkeiten waren, die die feierliche Verkündung einer Charta der Grundrechte der Europäischen Union am 7. Dezember 2000 anlässlich des Europäischen Rates von Nizza ermöglicht haben,

C.
in der Erwägung, dass Art. 61 des Vertrages den schrittweisen Aufbau eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts fordert,

D.
in der Erwägung, dass der von der Europäischen Union geschaffene Binnenmarkt eine wirtschaftliche Erfolgsgeschichte ist,

E.
in der Erwägung, dass die schrittweise Verwirklichung des Binnenmarktes zu weiteren und dichteren wirtschaftlichen Verflechtungen führt,

F.
in der Erwägung, dass der Binnenmarkt erst dann wirklich vollendet ist, wenn auch der Verbraucher seine Vorteile in vollem Umfang nutzen kann,

G.
in der Erwägung, dass vor allem kleinerer und mittlere Unternehmen grenzüberschreitende Vertragsabschlüsse aufgrund der Unklarheiten in bezug auf das anzuwendende Recht und auf die oft unvorhersehbaren Kosten der Rechtsverfolgung scheuen,

<Article></Article><Text>H. in der Erwägung, dass die Regelungen des Übereinkommens von Rom über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht und des UN-Übereinkommens über den internationalen Warenkauf (CISG) zwar eine Grundlage für einen künftigen gemeinsamen Rechtsbestand sein könnten, jedoch nicht abschließend das Problem grenzüberschreitender Rechtsverhältnisse lösen werden,<Text></LANG:EN></Amend>
Abschnitt I –Feststellungen zur Ausgangslage

1. stellt fest, dass derzeit unter anderem folgende Richtlinien, Verordnungen und Übereinkommen, die Auswirkungen auf das Privatrecht der Mitgliedstaaten haben, in Kraft sind:

· Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 zur Angleichung  der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die  Haftung für fehlerhafte Produkte (geändert durch Richtlinie 1999/34/EG vom 10. Mai 1999)

· Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen

· Richtlinie 87/102/EWG des Rates vom 22. Dezember 1986 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit (geändert durch Richtlinie 90/88/EWG vom 22. Februar 1990 und Richtlinie 98/7/EG vom 16. Februar 1998)

· Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen

· Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen

· Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der Erwerber im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten an Immobilien

· Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz - Erklärung des Rates und des Parlaments zu Artikel 6 Absatz 1 - Erklärung der Kommission zu Artikel 3 Absatz 1 erster Gedankenstrich

· Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 über Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen

· Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter 

· Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 1999 über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen

· Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt 

· Richtlinie 2000/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 2000 zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr

· <Text>die „Brüsseler“ Verordnung Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen
· <Text>das Übereinkommen von Rom von 1980 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht;<Text></Text>
2. stellt fest, dass die genannten gemeinschaftsrechtlichen Richtlinien nicht optimal aufeinander abgestimmt sind;

3. stellt fest, dass auch das Zusammenspiel der genannten Richtlinien mit den einzelnen Zivilrechtsordnungen der Mitgliedstaaten zum Teil Probleme verursacht;

Abschnitt II –Einschätzung der künftigen Entwicklung

4. ist der Überzeugung, dass der elektronische Geschäftsverkehr und die Einführung des Euro in zwölf Mitgliedstaaten zu einer erheblichen Zunahme grenzüberschreitender Rechtsverhältnisse führen wird;

5. folgert daraus, dass insbesondere durch die Entwicklung des elektronischen Geschäftsverkehrs Handlungsbedarf in folgenden Bereichen besteht:

· Bestimmung des anwendbaren Rechts

· gerechter Interessenausgleich zwischen den Unternehmen einerseits und den Verbrauchern andererseits

· Bestimmung des Gerichtsstandes

· Verfahrenskosten

· Effektivität des Rechtsschutzes

· Belastung selbst der untersten gerichtlichen Instanzen, mit schwierigen internationalen Rechtsfragen

· <Text>Belastung der Verbraucher und der Rechtsvertreter mit schwierigen internationalen Rechtsfragen;</Text>
6. ist daher der Auffassung, dass die Schaffung eines gemeinsamen  Rechtsbestandes anstelle der Anwendung von verschiedenen nationalen oder internationalen Regelungen die bessere Alternative ist;

Abschnitt III-Feststellungen zur Mitteilung der Kommission KOM (2001)398

7. bedauert, dass die Kommission überraschenderweise ihre Mitteilung auf das private Vertragsrecht beschränkt hat, obwohl der Auftrag des Europäischen Rates von Tampere weitergehende Möglichkeiten eröffnet hätte;

8. <Text>unterstreicht die Notwendigkeit, die gezielte Harmonisierung des Vertragsrechts in jenen Bereichen voranzutreiben, in denen die gegenseitige Anerkennung von nationalen Vorschriften nicht angewandt werden kann und die Unterschiede zwischen diesen Vorschriften das Funktionieren des Binnenmarkts gemäß der Definition des Gerichtshofs
 behindern;

</Text>
9. fordert die Kommission dringend auf, Vorschläge zur Überarbeitung der bestehenden Verbraucherschutz-Richtlinien, soweit sie das Vertragsrecht betreffen, vorzulegen und insbesondere die Mindestharmonisierungsklauseln zu streichen, die die Einführung einheitlicher Rechtsvorschriften auf Ebene der EU zum Schaden des Verbraucherschutzes und des reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts verhindert haben;
10. stellt fest, dass die gegenwärtigen Probleme im Zusammenhang mit dem Abschluss, der Durchführung und Rückabwicklung von Verträgen nicht gelöst werden können ohne dass auch Fragen der allgemeinen Formvorschriften, der außervertraglichen Haftung, des Bereicherungsrechts und des Sachenrechts angegangen werden;

11. begrüßt die Mitteilung der Europäischen Kommission, die viele gute Ideen enthält und fordert sie auf, nun als nächsten Schritt auf dem Weg zu einer Annäherung des Zivil- und Handelsrechts der Mitgliedstaaten und nach eingehender wissenschaftlichen Beratung einen Aktionsplan vorzulegen, der folgende Schritte umfasst:

a)
bis Ende 2004: Erstellung einer Datenbank der nationalen Rechtsvorschriften und der nationalen Rechtssprechung im Bereich des Vertragsrechts in allen Gemeinschaftssprachen und Förderung der vergleichenden Rechtsforschung und Zusammenarbeit zwischen allen interessierten Kreisen sowie Juristen aus Praxis und Wissenschaft auf der Grundlage dieser Datenbank; diese Zusammenarbeit sollte darauf abzielen, gemeinsame rechtliche Begriffe und Lösungen und eine gemeinsame Terminologie der fünfzehn mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen (Option II der Mitteilung) zu finden, die auf freiwilliger Basis angewendet werden können, und zwar in folgenden Bereichen: Allgemeines Vertragsrecht, Kaufrecht, Recht der Dienstleistungsverträge einschließlich der Finanzdienstleistungen und Versicherungsverträge, das Recht der persönlichen Sicherheiten, das Recht der außervertraglichen Schuldverhältnisse (Deliktsrecht, Bereicherungsrecht), Recht des Eigentumsübergangs von beweglichen Sachen, Recht der Kreditsicherheiten an beweglichen Sachen, Trustrecht,

b)
jährliche Vorlage von Berichten an das Europäische Parlament über die Fortschritte dieser vergleichenden Untersuchungen und eventuellen gemeinsamen rechtlichen Begriffe und Lösungen im Bereich des Vertragsrechts; das Europäische Parlament sollte eine Stellungnahme zu diesen Berichten abgeben, sofern sie den Entwurf von gemeinsamen rechtlichen Begriffen und Lösungen enthalten,

c) parallel dazu bis Ende 2004: nach eingehender wissenschaftlicher Beratung legislative Vorschläge zur Konsolidierung (zum Beispiel Straffung, Vereinfachung, Vereinheitlichung der Rechtsbegriffe, Kodifizierung, Erweiterung, Aufhebung) des bestehenden Richtlinienrechts (s.o. I.1.),

d)
bis Ende 2004 zu prüfen, ob dringender Bedarf für weitere binnenmarktrelevante Regelungen besteht, wobei besonderes Augenmerk auf die Zunahme des elektronischen Geschäftsverkehr gelegt wird,

e)
Anfang des Jahres 2005 in Zusammenarbeit mit dem Amt für amtliche Veröffentlichung der Europäischen Gemeinschaften: Publikation der vergleichenden Untersuchung und der gemeinsamen rechtlichen Begriffe und Lösungen in angemessener Form,

f) ab 2005: Förderung der Verbreitung der vergleichenden Untersuchung und der gemeinsamen rechtlichen Begriffe und Lösungen innerhalb der akademischen Ausbildung und der Lehrpläne für die juristischen Berufe sowie Förderung der Verbreitung des Gemeinschaftsrechts in eben diesen Kreisen von Juristen aus Praxis und Wirtschaft,

g)
ab 2005: Konsequente Anwendung der gemeinsamen rechtlichen Begriffe und Lösungen und Rechtsterminologie durch alle EU-Institutionen, die am Rechtssetzungs- und –anwendungsverfahren teilhaben,

h)
ab 2006: europäische Gesetzgebung zur Anwendung der gemeinsamen Rechtsgrundsätze und –terminologie für grenzüberschreitende oder innerstaatliche vertragsrechtliche Beziehungen mit der Möglichkeit der vertraglichen Abbedingung,

i)
Anfang 2008: Überprüfung, wie die gemeinsamen Rechtsgrundsätze und eine einheitliche Terminologie im europäischen Recht sich in der Praxis bewährt haben, und Prüfung, ob hierfür einheitliche europäische Regelungen festgeschrieben werden sollen, sodass innerhalb der EU und in dem Recht ihrer Mitgliedstaaten langfristig eine Vereinheitlichung im Vertragsrecht eintritt,

j)
ab 2010: Ausarbeitung und Verabschiedung eines Regelwerks zum Vertragsrecht der Europäischen Union, das den gemeinsamen rechtlichen Begriffen und Lösungen Rechung trägt, die in den vorhergehenden Initiativen festgelegt wurden;

12. ist der Auffassung, dass die wissenschaftliche Beratung der Europäischen Kommission während der gesamten Laufzeit des Aktionsplanes beispielsweise durch folgende Arbeitsgruppen und Einrichtungen gemeinsam mit den für andere Rechtsbereiche zuständigen wissenschaftlichen Einrichtungen und allen interessierten Kreisen erfolgen könnte, wobei eine Sichtweise gewährleistet sein muss, die sowohl zivilrechtliche als auch "common-law"-Traditionen in ausgewogener Weise berücksichtigt:

· Commission on European Contract Law, Holte

· Study Group on a European Civil Code, Osnabrück

· Akademie Europäischer Privatrechtswissenschaftler, Pavia

· Europäisches Hochschulinstitut, Florenz

· Europäische Rechtsakademie Trier

· nationale Berufsverbände von Rechtsanwälten und Stellen, die mit der Rechtsreform in den Mitgliedstaaten befasst sind;

13. fordert die Kommission auf, bei der weiteren Konsolidierung und Entwicklung der Zivilrechtsharmonisierung auf die Rechtsgrundlage des Artikels 95 EGV (Binnenmarkt) zurückzugreifen;

14. fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob es nicht effektiver und zweckmäßiger ist, im Rahmen der zukünftigen Binnenmarktgesetzgebung auf das Instrument der Verordnung zurückzugreifen;

15. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu übermitteln.

BEGRÜNDUNG

Hintergrund

Das Europäische Parlament hat schon 1989
 und 1994
 Bemühungen zur Angleichung der Privatrechte der Mitgliedstaaten gefordert und gefördert. Im Juni 1999 wurde eine vom Europäischen Parlament in Auftrag gegebene und finanzierte Studie
 vollendet.

Nunmehr scheinen auch die anderen EU-Organe das Thema entdeckt zu haben. Der Europäische Rat von Tampere (Oktober 1999) hat Rat und Kommission mit Vorarbeiten zur „größeren Konvergenz im Bereich des Zivilrechts“ beauftragt. Beim Europäischen Rat von Laeken (14./15. Dezember 2001) soll eine erste Bilanz gezogen werden.

Das Europäische Parlament, das die Debatte ursprünglich angestoßen hat, muss sich jetzt wieder kräftig zu Wort melden, um die zukünftige Richtung und Form der Annäherung des Zivilrechts der Mitgliedstaaten mitzubestimmen.

Dabei sollten nach Meinung des Berichterstatters bewusst sachliche Feststellungen und realistische Forderungen die parlamentarische Debatte beherrschen.

Warum eine Annäherung der Zivilrechtssysteme der Mitgliedstaaten?

Mit dem jetzigen Stand des Richtlinienrechts ist eine aus der Sicht der Zivilrechtsharmonisierung „kritische Masse“ erreicht, die nun ein Handeln entweder in die eine oder die andere Richtung gebietet. Der bisherige, unsystematische Ansatz aus einer Kombination von Richtlinien und Internationalem Privatrecht muss überdacht werden, weil er immer risikoreicher für den Rechtsanwender geworden ist. Die gegenwärtige Topographie, die die Wirtschaftsteilnehmer vorfinden, wenn sie grenzüberschreitend tätig werden wollen, ist gekennzeichnet durch das große Meer des Internationalen Privatrechts, in dem sich einige (20-30) größere oder kleinere Inseln des Europäischen Gemeinschaftsrechts befinden. Sobald die Rechtsanwender diese sicheren Häfen verlassen, drohen ihnen entweder die Untiefen der ungelösten Konflikte der einzelnen Privatrechtsordnungen oder der mangelnden Abstimmung von Europarecht mit Internationalem Privatrecht. An manchen Stellen wiederum droht die offene See völlig zu verlanden, denn das nur an einzelnen konkreten Konfliktsituationen ausgerichtete Richtlinienrecht zerstört langfristig die innere Ausgewogenheit der nationalen Zivilrechtssysteme. 

1. Das Internationale Privatrecht ist kein geeignetes Instrument mehr für den bereits so weitgehend integrierten europäischen Binnenmarkt. Auch die Bestimmungen des Übereinkommens von Rom über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht von 1980
 ist keine ausreichende und genügend einheitliche Basis
.

2. Selbst der gemeinschaftliche Besitzstand (Richtlinienrecht) schafft derzeit keine optimalen Rahmenbedingungen für den Binnenmarkt: Der Grund für die Inkohärenzen einzelner Rechtsbegriffe innerhalb des Gemeinschaftsrechts liegt einmal in der Mosaiktechnik, die die Gemeinschaftsgesetzgebung bisher angewendet hat: Bisher wurden verschiedenen wirtschaftlichen Tätigkeiten oder Dienstleistungstätigkeiten „ihr“ Recht auf den Leib geschneidert (Haustürgeschäften, Handelsvertretern, Fernabsatz, Timesharing usw.), während die historisch gewachsenen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten auf allgemeinen juristischen Kriterien basieren. Außerdem vergehen vom Vorschlag für einen Rechtsakt bis zu dessen Annahme vergehen manchmal Jahre. Hinzu kommt bei Richtlinien eine Frist von 18 bis 24 Monaten für die Umsetzung durch die Mitgliedstaaten. Manchmal ist der dann gültige Rechtstext aufgrund der raschen Entwicklung der Märkte und Technologien schon wieder reformbedürftig.

Aus der Umsetzung und Durchführung von Richtlinien auf Ebene der Mitgliedstaaten ergeben sich häufig zusätzliche Komplikationen sowie Unterschiede und Verzögerungen, und gelegentlich kommt es sogar zu Fällen der Nichtumsetzung. 

3. Der elektronische Geschäftsverkehr wird zu mehr grenzüberschreitenden Rechtsproblemen führen. Das kann nicht ohne Reaktion des europäischen Gesetzgebers bleiben. Hier ist zwar schon Arbeit getan worden, die Richtlinie 2000/31/EG über den elektronischen Geschäftsverkehr ist seit 8. Juni 2000 in Kraft, doch sie lässt sowohl die Regeln des internationalen Privatrechts weiterhin unberührt, insbesondere was Kollisionen zwischen Rechtsordnungen und den Gerichtsstand anbelangt (Artikel 1 Absatz 4).

Auch die Richtlinie 1999/93/EG über gemeinsame Rahmenbedingungen für elektronische Signaturen zielt nicht darauf ab, nationales Vertragsrecht, insbesondere betreffend den Abschluss und die Erfüllung von Verträgen, oder andere, außervertragliche Formvorschriften zu harmonisieren (Erwägungsgrund 7).

4. Einheitlichere Regeln im Bereich des Zivilrechts verschüfen Europa einen Wettbewerbsvorteil im Vergleich zu den USA, könnten aber auch als Exportartikel für viele außereuropäische Staaten dienen, die ihr Privatrecht reformieren wollen.

Der Aktionsplan

1. Erarbeitung gemeinsamer Rechtsprinzipien

Die wichtigste Aufgabe besteht nach Auffassung des Berichterstatters zunächst einmal darin, zu zeigen, dass es bei allen Unterschieden der nationalen Zivilrechtstraditionen  auch große Gemeinsamkeiten in den 15 Mitgliedstaaten gibt. Es gilt nur, sichtbar zu machen, was ohnehin schon gemeinsame Rechtsauffassung ist. In einem zweiten Schritt müsste dann überlegt werden, welche gesetzgeberischen Maßnahmen ergriffen werden müssen.

Deshalb empfiehlt der Berichterstatter, dass die Europäische Kommission einen realistischen, nach Dringlichkeit und Notwendigkeit geordneten Aktionsplan aufstellt. Dessen erster Schritt sollte darin bestehen, dass die Kommission sich in Zusammenarbeit mit Rechtswissenschaftlern an die Erarbeitung eines Art Handbuches der gemeinsamen Rechtsprinzipien und der gemeinsamen Rechtsterminologie macht. Seit Jahren gibt es mehrere Arbeitsgemeinschaften europäischer Zivilrechtler, die sogar schon interessante Entwürfe für ein „Europäisches Zivilgesetzbuch“ vorgelegt haben. Beispiele für solche Arbeitsgruppen sind: Commission on European Contract Law, Holte, die Study Group on a European Civil Code, Osnabrück, die Akademie Europäischer Privatrechtswissenschaftler, Pavia, die Europäische Rechtsakademie, Trier und das Europäische Hochschulinstitut, Florenz. Ohne solide rechtsvergleichende Grundlagenarbeit gibt es keinen Fortschritt des Rechts. Die Europäische Kommission ist zu sehr im politischen Tagesgeschäft engagiert, als dass sie diese Arbeit ohne wissenschaftliche Beratung von außen leisten könnte. 

Der Berichterstatter ist der Auffassung, dass diese Bemühungen alsbald von Erfolg gekrönt sein werden, denn die Gemeinsamkeiten sind größer als die Unterschiede. Dass die Gemeinsamkeiten nicht wahrgenommen werden, hängt einerseits mit der europäischen Sprachenvielfalt und andererseits mit der früheren nationalen Abgeschiedenheit der europäischen Rechtsordnungen und ihrer Schöpfer, professionellen Anwender und wissenschaftlichen Kommentatoren zusammen. Hier, ebenso wie bei den Sprachkenntnissen der Akteure, haben sich in den letzten Jahren große Verbesserungen ergeben, die hoffen lassen, dass die „europäische“ Rechtsregel sozusagen von selbst sichtbar wird, wenn Rechtsvergleichung nur guten Willens betrieben wird. 

2. Konsolidierung des bestehenden Gemeinschaftsrechts

Ist erst die gemeinsame, auch terminologische Grundlage vorhanden, muss der gemeinschaftliche Besitzstand konsolidiert und verbessert werden, denn die Qualität der EU-Gesetzgebung ist manchmal schlecht.

a) Kohärenz

Die einzelnen Teile des bestehenden Gemeinschaftsrechts müssen dann besser aufeinander abgestimmt werden. Auch bei dieser Aufgabe muss sich die Europäische Kommission viel stärker wissenschaftlich beraten lassen als in der Vergangenheit. Wie sie in ihrem Zwischenbericht an den Europäischen Rat von Stockholm zur Verbesserung und Vereinfachung der Rahmenbedingungen für die Rechtssetzung
 richtig bemerkt, muss während des gesamten Lebenszyklus eines Rechtsaktes auf dessen Qualität und Vereinfachung geachtet werden. Ein Blick auf die Liste der binnenmarktrelevanten Rechtsvorschriften (s. Ziffer 1. der legislativen Entschließung) verdeutlicht dies: es ist durchaus vorstellbar, dass fast zwanzig Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie nun der Zeitpunkt gekommen ist, die verschiedenen Richtlinien im Bereich des Verbraucherschutzes einmal auf die Verwendung des Begriffes „Verbraucher“ hin kritisch zu prüfen und die bestehenden Instrumente daraufhin neu zu fassen. Bis Ende 2003 könnte die Kommission legislative Vorschläge vorbereiten, die zum Ziel haben, die genannten Richtlinien zu straffen, ihre Lesbarkeit zu vereinfachen, verstreute Teile zusammenzufassen, ihren Inhalt gegebenenfalls zu erweitern oder Teile davon als überflüssig aufzuheben.

b) redaktionelle Qualität

Auch die redaktionelle Qualität der Richtlinien könnte vielleicht verbessert werden: Kompromisse im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens im Europäischen Parlament und im Rat führen häufig zu schwer verständlichen Texten
.

Aufbau und Terminologie könnten anlässlich einer Neufassung oder sogar „Kodifizierung“ kohärenter werden (Mitteilung KOM (2001)398, Option III, Ziff. 58). Gegebenenfalls können diese Vereinfachungsarbeiten die Gelegenheit bieten, den Geltungsbereich verschiedener Richtlinien auf Verträge oder Geschäfte auszudehnen, die ähnliche Merkmale aufweisen, die aber aus historischen oder politischen Gründen zum Zeitpunkt des Erlasses der Richtlinie nicht einbezogen worden waren, und andere Rechtsakte dafür ganz aufzuheben (Mitteilung KOM(2001)398, Option III, Ziff. 59 und 60, wo Beispiele aufgezählt werden). 

3. Abrundung des bestehenden Gemeinschaftsrechtes

Lücken, die so nicht geschlossen werden können, müssen mit neuen legislativen Vorschlägen der Kommission in den fraglichen Regelungsbereichen abgedeckt werden. Hierbei ist verstärkt an das Instrument der Verordnung zu denken. Dieses Instrument lässt zwar den Mitgliedstaaten weniger Spielraum bei der Übernahme in ihre nationalen Rechtsordnungen, würde den Wirtschaftsteilnehmern jedoch transparentere und einheitlichere Bedingungen auf dem Binnenmarkt sichern
. Der Schwerpunkt der gesetzgeberischen Tätigkeit wird dabei sicherlich in folgenden Bereichen des Vermögensrechts liegen: Obligationenrecht (Allgemeines Vertragsrecht, Kaufrecht, Recht der Dienstleistungsverträge einschließlich Finanzdienstleistungen und Versicherungsverträge, das Recht der persönlichen Sicherheiten und das Recht der außervertraglichen Schuldverhältnisse), Sachenrecht (Recht der Eigentumsübergangs bei beweglichen Sachen, Recht der Kreditsicherheiten und beweglichen Sachen, Trustrecht). Diese Vorschläge der Kommission sollten ebenfalls bis Ende 2004 erfolgen und besonderes den elektronischen Geschäftsverkehr mit einbeziehen.

4. Durchsetzung der gemeinsamen Rechtsprinzipien

Im Laufe der Jahre 2005 bis etwa 2008 sollten die gesetzgeberischen Vorhaben der Konsolidierung und Abrundung verabschiedet werden. Parallel dazu sollten sich in diesem Zeitraum alle EU-Institutionen um die Durchsetzung der gemeinsamen Rechtsprinzipien an den Universitäten, in der Anwaltschaft, in der Wirtschaft bemühen. Am Ende des Prozesses könnte dann die Verabschiedung einer Verordnung des Europäischen Parlamentes und des Rates stehen, die die Verwendung der gemeinsamen europäischen Rechtsgrundsätze durch die Wirtschaftsteilnehmer rechtlich zwingend einführt, zumindest, sobald grenzüberschreitende vertragsrechtliche Beziehungen vorliegen.
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European Parliament resolution on the approximation of the civil and commercial law of the Member States</Titre> 

(COM(2001) 398 – C5‑0471/2001 – 2001/2187(COS))

The European Parliament,
–
having regard to the Commission's communication (COM(2001) 398 – C5‑0471/2001)
,
<Visa>–
having regard to its resolution of 26 May 1989 on action to bring into line the private law of the Member States
,

–
having regard to its resolution of 6 May{08-03-2001} 1994 on the harmonisation of certain sectors of the private law of the Member States
,

–
having regard to the conclusions of the Tampere European Council (15 and 16 October 1999), in particular Conclusion 39, 

–
having regard to the working paper drawn up by its Directorate-General for Research entitled ‘The Private Law Systems in the EU: Discrimination on grounds of nationality and the need for a European Civil Code’
,

–
having regard to Rule 47(1) of its Rules of Procedure,

–
having regard to the report of the Committee on Legal Affairs and the Internal Market (A5-0384/2001),

A.
whereas the similarities between the legal traditions of the peoples of Europe ultimately outweigh the differences between them, 

B.
whereas without the abundant similarities between the various legal traditions the solemn proclamation of a Charter of Fundamental Rights of the European Union on 7 December 2000 at the European Council of Nice would not have been possible,

C.
whereas Article 61 of the Treaty calls for the progressive construction of an area of freedom, security and justice,

D.
whereas the internal market established by the European Union has proved an undeniable economic success,

E.
whereas the gradual completion of the internal market is leading to broader and deeper economic integration,

F.
whereas the internal market will only be genuinely complete when consumers can also take full advantage of the benefits it offers,

G.
whereas small and medium-sized undertakings in particular are reluctant to conclude cross-border contracts owing to uncertainties about which legislation is applicable and the often unpredictable costs of legal proceedings,

H.
whereas the provisions of the Rome Convention on the law applicable to contractual obligations and of the United Nations Convention on contracts for the international sale of goods (CISG) could provide a basis for a future common body of law, but will not finally solve the problem of cross-border legal relationships,

Section I – Current situation

1.
Notes that directives, regulations and Conventions in force which have implications for the private law of the Member States include the following:

–
Council Directive 85/374/EEC of 25 July 1985 on the approximation of the laws, regulations and administrative provisions of the Member States concerning liability for defective products (amended by Directive 1999/34/EC of 10 May 1999), 

–
Council Directive 85/577/EEC of 20 December 1985 to protect the consumer in respect of contracts negotiated away from business premises,

–
Council Directive 87/102/EEC of 22 December 1986 on the approximation of the laws, regulations and administrative provisions of the Member States concerning consumer credit (amended by Directive 90/88/EEC of 22 February 1990 and Directive 98/7/EC of 16 February 1998),

–
Council Directive 90/314/EEC of 13 June 1990 on package travel, package holidays and package tours,

–
Council Directive 93/13/EEC of 5 April 1993 on unfair terms in consumer contracts,

–
European Parliament and Council Directive 94/47/EC of 26 October 1994 on the protection of purchasers in respect of certain aspects of contracts relating to the purchase of the right to use immovable properties on a timeshare basis,

–
European Parliament and Council Directive 97/7/EC of 20 May 1997 on the protection of consumers in respect of distance contracts – Statement by the Council and Parliament re Article 6(1) – Statement by the Commission re Article 3(1), first indent,

–
Directive 98/27/EC of the European Parliament and the Council of 19 May 1998 on injunctions for the protection of consumers' interests,

–
European Parliament and Council Directive 1999/44/EC of 25 May 1999 on certain aspects of the sale of consumer goods and associated guarantees,

–
Directive 1999/93/EC of the European Parliament and the Council of 13 December 1999 on a Community framework for electronic signatures,

–
European Parliament and Council Directive 2000/31/EC of 8 June 2000 on certain legal aspects of information society services, in particular electronic commerce, in the Internal Market (‘Directive on electronic commerce’),

–
European Parliament and Council Directive 2000/35/EC of 29 June 2000 on combating late payment in commercial transactions;

–
'Brussels' Council Regulation 44/2001 on jurisdiction and the recognition and enforcement of judgments in civil and commercial matters;

–
the 1980 Rome Convention on the law applicable to contractual obligations.

2.
Notes that the Community directives referred to above are not coordinated as well as they might be;

3.
Notes that some of the abovementioned directives give rise to problems when implemented in conjunction with national civil codes;

Section II – Assessment of future developments

4.
Is convinced that electronic commerce and the introduction of the euro in twelve Member States will lead to a substantial increase in the number of cross-border legal relationships;

5.
Concludes from this that, particularly as a result of the growth of electronic commerce,  action is essential in the following areas:

-
decisions determining the applicable law in a given case

-
equitably balancing the interests of undertakings and consumers

-
decisions determining the competent court in a given case

-
procedural costs

-
the effectiveness of legal protection

-
the workload imposed on even the lowest courts by complex international legal issues

-
the burden placed on consumers and legal representatives by complex international legal issues;

6.
Takes the view therefore that the establishment of a common body of law is preferable to the application of differing national or international rules;

Section III – Remarks concerning Commission Communication COM(2001)398

7.
Regrets the fact that the Commission has surprisingly restricted its communication to private contract law, although under the terms of the mandate of the European Council of Tampere it could have broadened its scope;

8.
Underlines the need to pursue targeted harmonisation of contract law where mutual recognition of national rules cannot be applied and where divergence of these rules leads to obstacles to the functioning of the internal market as defined by the Court of Justice
;

9.
Urges the Commission to present proposals to revise the existing consumer protection directives relating to contract law in particular to remove minimal harmonisation clauses which have prevented the establishment of uniform law at EU level to the detriment of the protection of consumers and the smooth functioning of the internal market;

10.
Notes that current problems concerning the conclusion, performance and termination of contracts cannot be solved unless issues relating to general formal provisions, non-contractual liability, the law of restitution and property law are also addressed;

11.
Welcomes the Commission communication which contains many good ideas and urges it to take the next step towards achieving the approximation of the civil and commercial law of the Member States and, on the basis of detailed expert advice, to submit an action plan comprising the following steps:

(a)
by the end of 2004: to compile a database in all Community languages of national legislation and case law in the field of contract law, and to promote, on the basis of such a database, comparative law research and co-operation between interested parties, academics and legal practitioners. This co-operation should aim to find common legal concepts and solutions and a common terminology of the legal systems of the 15 Member States which could be applied on a voluntary basis (Option II of the Communication) notably in the following fields: general contract law, the law on sales contracts, the law governing service contracts including financial services and insurance contracts, the law governing personal securities, the law governing non-contractual obligations (tort, law of restitution), the law governing the transfer of ownership of moveables, the law governing credit guarantees and moveables, the law on trusts,

(b)
to regularly present reports to the European Parliament on progress of these comparative analyses and possible common legal concepts and solutions for contract law; the European Parliament should provide its opinion on these reports when they provide draft common legal concepts and solutions;

(c)
in parallel to the above by the end of 2004: on the basis of detailed expert advice to put forward legislative proposals aimed at consolidation (for example, streamlining, simplification and standardisation of legal concepts, codification, extension and abrogation) of existing directive law (see I.1. above),

(d)
by the end of 2004 to consider whether further provisions relevant to the internal market are  essential, paying particular attention to the expansion in electronic business,

(e)
at the beginning of 2005 in co-operation with the European Community's Office for Official Publications: the publication of the comparative analysis and common legal concepts and solutions in the appropriate form,

(f)
from 2005: measures to promote the dissemination of comparative analysis and common legal concepts and solutions in academic training and in the syllabuses of the legal profession, as well as promote dissemination of Community law to the same academic and legal circles,

(g)
from 2005: the consistent application of the common legal concepts and solutions and legal terminology by all EU institutions involved in legislative drafting and implementing procedures,

(h)
from 2006: European legislation implementing the common legal principles and terminology for cross-border or national contractual relations with the possibility of abrogating contracts,

(i)
 beginning of 2008: review of how far the common legal principles and uniform terminology in European law have proved their value in practice, and consideration of whether uniform European provisions should be laid down in respect thereof, so as to lead, in the longer term, to uniformity in contract law within the EU and as regards the laws of its Member States;

(j) 
from 2010: establishment and adoption of a body of rules on contract law in the European Union that takes account of the common legal concepts and solutions established under previous initiatives,

12.
Takes the view that the Commission could secure legal advice from, for example, the following working groups and bodies together with the academic bodies competent for other branches of law and all interested parties throughout the course of the action plan, whilst ensuring a balanced view from both civil law and common law traditions:

-
Commission on European Contract Law, Holte

-
Study Group on a European Civil Code, Osnabrück

- 
Academy of European Private Lawyers, Pavia

-

European University Institute, Florence

-
European Academy of Law, Trier

-
national professional organisations of lawyers and law reform bodies in the Member States; 

13.
Calls on the Commission to have recourse to the legal basis provided by Article 95 of EC Treaty (internal market) for the further consolidation and development of the harmonisation of civil law;

14.
Calls on the Commission to examine whether it might not be more effective and reasonable to use the instrument of the regulation for future single market legislation;

15.
Instructs its President to forward this resolution to the Council and the Commission.

EXPLANATORY STATEMENT

Background

At an early stage, namely in 1989
 and 1994
, Parliament called for and encouraged efforts to approximate the private law of the Member States. A study
 commissioned and funded by Parliament was completed in June 1999.

The other institutions now seem to have latched on to this topic.  The Tampere European Council (October 1999) instructed the Council and Commission to carry out preparatory work with a view to achieving ‘greater convergence of civil law'. An initial assessment of the progress made will be carried out at the Laeken European Council (14/15 December 2001).

Parliament, which originally launched the debate, must now make its standpoint entirely clear with a view to influencing the direction and form the approximation of civil law in the Member States will take in future.

In that connection, your rapporteur takes the view that the parliamentary debate must be based on facts and sensible calls for further action.

Why is approximation of the civil codes of the Member States necessary?

From the point of view of the harmonisation of civil law, the body of law formed by EU directives has now reached ‘critical mass’ and action must now be taken in one direction or another. The existing, unsystematic approach, consisting of a combination of directives and international private law, must be overhauled because it poses an increasing number of risks for users. What economic players find when they seek to engage in cross-border activities is the great ocean of international private law containing the 20 or 30 greater or smaller islands of European Community law. As soon as users leave these safe harbours they risk running aground on shallows consisting of either unresolved conflicts of individual private law regulations or the absence of coordination between European law and international private law. In some places there is risk of the ocean drying up altogether, because the law of EU directives which is purely geared to individual conflict situations is in the long term upsetting the inner equilibrium of the national civil codes.

1.
International private law is no longer a suitable instrument for the European single market which has already reached an advanced state of integration. Nor are the provisions of the 1980 Rome Convention on the law applicable to contractual obligations
 an adequate and sufficiently uniform basis
.

2.
Even the Community acquis (directive law) does not currently create optimal framework conditions for the internal market. The inconsistencies between individual legal concepts within Community law are due in the first place to the mosaic technique which the Community legislative process has so far adopted: hitherto individual economic activities or services have been given their own tailor-made law (house-to-house selling, travelling salesmen, distance selling, time-sharing etc.), while the legal codes of the Member States which have developed over a long period of time are based on general legal criteria. Furthermore it often takes years for a proposal for a legal act to be adopted. Moreover, it takes between 18 and 24 months for directives to be transposed into national law by the Member States. It sometimes happens that owing to the swift development of the markets and technologies a legal text is out of date when it enters into force. The adoption and implementation of directives at Member State level frequently lead to additional complications and disparities and delays, and it sometimes even happens that directives are not adopted at all.

3.
Electronic commerce will lead to more cross-border legal problems. European legislation must address these problems. Some work has already been done in this area - Directive 2000/31/EC on electronic commerce entered into force on 8 June 2000, but it does not affect the rules of international private law, particularly as regards clashes between legal systems and the place of jurisdiction (Article 1, paragraph 4). Directive 1999/93/EC on a Community framework for electronic signatures does not seek to harmonise national contract law, in particular as regards the conclusion and fulfilling of contracts or other non-contractual formal provisions (recital 7).

4.
More uniform rules governing civil law would give Europe a competitive advantage over the United States and could also be exposed to many non-European states wishing to reform their private law.

The action plan
1.
Drawing up common legal principles

Your rapporteur takes the view that the most important task is to show that, despite all the differences between the national civil law traditions in the 15 Member States, there is nevertheless much common ground. The task is to make visible what is already a common legal approach. The next step would be to consider what legislative measures should be taken. Your rapporteur therefore recommends that the Commission draw up a realistic action plan identifying areas where urgent action is necessary. As a first step the Commission should cooperate with jurists in drawing up a kind of handbook of common legal principles and common legal terminology. For years a number of working parties of European civil law experts have existed which have already put forward promising drafts for a 'European civil code'. These working parties include the Commission on European Contract Law, Holte, the Study Group on a European Civil Code, Osnabrück, the Academy of European Private Lawyers, Pavia, the European Academy of Law, Trier, and the European University Institute, Florence. The law can make no progress without some solid preparatory work in the field of comparative law. The Commission is too caught up in day-to-day political business to be able to undertake this task without external expert advice.

Your rapporteur considers that these endeavours will soon be crowned with success because the similarities outweigh the differences. The failure to perceive these similarities can be attributed on the one hand to the variety of languages in Europe and on the other to the fact that the various European legal systems and their creators, users and legal commentators were, from an early stage, isolated in their national traditions. Much progress has been made in this area and in the language skills of the players involved over the last few years, and this means there is a good chance that the 'European' legal principles will become visible by themselves if only comparative law is pursued with goodwill.

2.
Consolidation of existing Community law

Once a common basis (including terminological) has been established, the Community acquis must be consolidated and improved, since the quality of EU legislation often leaves much to be desired.

(a)
Consistency

There must be better coordination between the individual parts of existing Community law. Here too the Commission must rely far more on expert advice than in the past. As it correctly states in its interim report to the Stockholm European Council on improving and simplifying the regulatory environment
 attention must be paid to ensuring the quality of and simplifying Community legal acts during the whole cycle. A glance at the lists of legal provisions relevant to the single market (see paragraph 1 of the legislative resolution) makes this clear: it can surely be argued that, almost 20 years after the entry into force of the directive, the time has now come to scrutinise the various directives covering consumer protection to see how the concept of 'consumer' is used and to revise existing instruments accordingly. The Commission could prepare legislative proposals by the end of 2003 aimed at streamlining existing directives, making them more intelligible, gathering together parts that are dispersed, and where necessary expanding their contents or removing parts which are superfluous.

(b)
Quality of drafting

The editing of the directives could also be improved: compromises struck during legislative procedures in the European Parliament and the Council often make for impenetrable texts
.

The structure and terminology could be made more consistent during redrafting or even 'codification' (COM(2001) 398, Option III, Item 58). This process of simplification might also provide an opportunity to extend the scope of various directives to cover contracts or transactions which have similar features but which, for historical or political reasons when the directive was drawn up, were not included and to annul other legal acts (Communication COM(2001) 398, Option III, paragraphs 59 and 60, where examples are listed).

3.
The completion of existing Community law

Gaps which cannot be filled in this way must be covered by new legislative proposals by the Commission in the regulatory areas in question. The regulation should be used more widely here. Although this instrument gives Member States less leeway as regards transposition in their national legal systems, it would ensure that economic players enjoyed more transparent and uniform conditions in the single market
. Legislative activity will undoubtedly focus on the following areas of property law:  the law governing obligations (general contract law, the law on sales contracts, law governing service contracts, including financial services and insurance contracts, the law governing personal securities and the law governing non-contractual obligations), the law of things (law governing the transfer of ownership of moveables, the law governing credit guarantees and moveables, the law on trusts). These Commission proposals should also be submitted by the end of 2004 and in particular include electronic commerce.

4. Implementation of common legal principles

The legislative plans for consolidation and completion should be adopted between 2004 and 2008. During this same period all EU Institutions should endeavour to ensure that the common legal principles are applied at the universities, in legal practice and in the economy. At the end of this process a European Parliament and Council regulation could be adopted making the use of common European legal principles by economic players legally binding, at least as soon as cross-border contractual relations exist.
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